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Verkaufsbedingungen 

für Volkswagen original Teile® und Volkswagen Austausch Teile 

I. Zahlung 

1. Der Kaufpreis und Preise für Ne-

benleistungen sind bei Übergabe 

des Kaufgegenstandes und Aus-

händigung oder Übersendung der 

Rechnung zur Zahlung fällig. 

2. Gegen Ansprüche des Verkäufers 

kann der Käufer nur dann aufrech-

nen, wenn die Gegenforderung 

des Käufers unbestritten ist oder 

ein rechtskräftiger Titel vorliegt; 

ein Zurückbehaltungsrecht kann er 

nur geltend machen, soweit es auf 

Ansprüchen aus dem Kaufvertrag 

beruht. 

II. Lieferung und Lieferverzug 

1. Liefertermine und Lieferfristen, 

die verbindlich oder unverbindlich 

vereinbart werden können, sind in 

Textform anzugeben. Lieferfristen 

beginnen mit Vertragsabschluss. 

2. Der Käufer kann zehn Tage nach 

Überschreiten eines unverbindli-

chen Liefertermins oder einer un-

verbindlichen Lieferfrist den Ver-

käufer auffordern zu liefern. Mit 

dem Zugang der Aufforderung 

kommt der Verkäufer in Verzug. 

Besteht ein Anspruch des Käufers 

auf Ersatz eines Verzugsschadens, 

beschränkt sich dieser bei leichter 

Fahrlässigkeit des Verkäufers auf 

höchstens 5 % des vereinbarten 

Kaufpreises. 

3. Will der Käufer darüber hinaus 

vom Vertrag zurücktreten 

und/oder Schadensersatz statt der 

Leistung verlangen, muss er dem 

Verkäufer nach Ablauf der Zehn-

Tages-Frist gemäß Ziffer 2 dieses 

Abschnitts eine angemessene Frist 

zur Lieferung setzen. 

4. Besteht ein Anspruch des Käufers 

auf Schadensersatz statt der Leis-

tung, beschränkt sich dieser bei 

leichter Fahrlässigkeit auf höchs-

tens 25 % des vereinbarten Kauf-

preises. Ist der Käufer eine juristi-

sche Person des öffentlichen 

Rechts, ein öffentlich-rechtliches 

Sondervermögen oder ein Unter-

nehmer, der bei Abschluss des Ver-

trages in Ausübung seiner gewerb-

lichen oder selbstständigen beruf-

lichen Tätigkeit handelt, sind Scha-

denersatzansprüche bei leichter 

Fahrlässigkeit ausgeschlossen. 

5. Wird ein verbindlicher Lieferter-

min oder eine verbindliche Liefer-

frist überschritten, kommt der 

Verkäufer bereits mit Überschrei-

ten des Liefertermins oder der Lie-

ferfrist in Verzug. Die Rechte des 

Käufers bestimmen sich dann nach 

Ziffer 2, Satz 3 und Ziffer 3 und Zif-

fer 4 dieses Abschnitts. 

6.  Die Haftungsbegrenzungen und 

Haftungsausschlüsse dieses Ab-

schnitts gelten nicht für Schäden, 

die auf einer grob fahrlässigen        

oder vorsätzlichen Verletzung von 

Pflichten des Verkäufers, seines 

gesetzlichen Vertreters oder sei-

nes Erfüllungsgehilfen beruhen so-

wie bei Verletzung von Leben, Kör-

per oder Gesundheit. 

7. Höhere Gewalt oder beim Verkäu-

fer oder dessen Lieferanten eintre-

tende sonstige nicht vorherseh-

bare Ereignisse (Betriebsstörun-

gen, Krieg, Naturkatastrophen, 

Aufruhr, Unterbrechung des 

Transportwesens, Engpässe in der 

Lieferantenkette, Schiffbruch, 

Streik, Aussperrung, Beschlag-

nahme, Blockade, Feuer, behördli-

che Anordnungen oder Pande-

mien), die den Verkäufer ohne ei-

genes Verschulden vorüberge-

hend daran hindern, den Kaufge-

genstand zum vereinbarten Ter-

min oder innerhalb der vereinbar-

ten Frist zu liefern, verändern die 

in Ziffern 1 bis 4 dieses Abschnitts 

genannten Termine und Fristen 

um die Dauer der durch diese Um-

stände bedingten Leistungsstörun-

gen. Der Käufer kann vom Vertrag 

zurücktreten, sofern entspre-

chende Störungen zu einem Leis-

tungsaufschub von mehr als vier 

Monaten führen. Andere Rück-

trittsrechte bleiben davon unbe-

rührt.  

III. Abnahme 

1. Der Käufer ist verpflichtet, den 

Kaufgegenstand innerhalb von 

acht Tagen ab Zugang der Bereit-

stellungsanzeige abzunehmen. 

2. Im Falle der Nichtabnahme kann 

der Verkäufer von seinen gesetzli-

chen Rechten Gebrauch machen. 

Verlangt der Verkäufer Schadens-

ersatz aufgrund eines gesetzlichen 

Anspruchs, so beträgt dieser 10% 

des Kaufpreises. Der Schadener-

satz ist höher oder niedriger anzu-

setzen, wenn der Verkäufer einen 

höheren Schaden nachweist oder 

der Käufer nachweist, dass ein ge-

ringerer oder überhaupt kein Scha-

den entstanden ist. 

IV. Eigentumsvorbehalt 

1. Der Kaufgegenstand bleibt bis zum 

Ausgleich der dem Verkäufer auf-

grund des Kaufvertrages zustehen-

den Forderungen Eigentum des 

Verkäufers. Ist der Käufer eine ju-

ristische Person des öffentlichen 

Rechts, ein öffentlich-rechtliches 

Sondervermögen oder ein Unter-

nehmer, der bei Abschluss des Ver-

trages in Ausübung seiner gewerb-

lichen oder selbstständigen beruf-

lichen Tätigkeit handelt, bleibt der 

Eigentumsvorbehalt auch beste-

hen für Forderungen des Verkäu-

fers gegen den Käufer aus der lau-

fenden Geschäftsbeziehung bis 

zum Ausgleich von in Zusammen-

hang mit dem Kauf zustehenden 

Forderungen. 



  

Seite 2/3 

INTERNAL 

Auf Verlangen des Käufers ist der 

Verkäufer zum Verzicht auf den Ei-

gentumsvorbehalt verpflichtet, 

wenn der Käufer sämtliche mit 

dem Kaufgegenstand im Zusam-

menhang stehenden Forderungen 

unanfechtbar erfüllt hat und für 

die übrigen Forderungen aus den 

laufenden Geschäftsbeziehungen 

eine angemessene Sicherung be-

steht. 

2. Bei Zahlungsverzug des Käufers 

kann der Verkäufer vom Kaufver-

trag zurücktreten. Hat der Verkäu-

fer darüber hinaus Anspruch auf 

Schadensersatz statt der Leistung 

und nimmt er den Kaufgegenstand 

wieder an sich, sind Verkäufer und 

Käufer sich darüber einig, dass der 

Verkäufer den gewöhnlichen Ver-

kaufswert des Kaufgegenstandes 

im Zeitpunkt der Rücknahme ver-

gütet. Auf Wunsch des Käufers, 

der nur unverzüglich nach Rück-

nahme des Kaufgegenstandes ge-

äußert werden kann, wird nach 

Wahl des Käufers ein öffentlich be-

stellter und vereidigter Sachver-

ständiger, z. B. der Deutschen Au-

tomobil Treuhand GmbH (DAD, 

den gewöhnlichen Verkaufswert 

ermitteln. Der Käufer trägt sämtli-

che Kosten der Rücknahme und 

Verwertung des Kaufgegenstan-

des. Die Verwertungskosten betra-

gen ohne Nachweis 5 % des ge-

wöhnlichen Verkaufswertes. Sie 

sind höher oder niedriger anzuset-

zen, wenn der Verkäufer höhere 

Kosten nachweist oder der Käufer 

nachweist, dass geringere oder 

überhaupt keine Kosten entstan-

den sind. 

3. Solange der Eigentumsvorbehalt 

besteht, darf der Käufer über den 

Kaufgegenstand weder entgeltlich 

verfügen noch Dritten vertraglich 

eine Nutzung einräumen. 

V. Sachmängel und Rechtsmängel 

1. Ist der Käufer eine juristische Per-

son des öffentlichen Rechts, ein öf-

fentlich-rechtliches Sondervermö-

gen oder ein Unternehmer, der bei 

Abschluss des Vertrages in Aus-

übung seiner gewerblichen oder 

selbstständigen beruflichen Tätig-

keit handelt, erfolgt der Verkauf 

von gebrauchten Fahrzeugteilen 

unter Ausschluss jeglicher Mängel-

ansprüche.  

Der in Satz 1 dieser Ziffer geregelte 

Ausschluss der Mängelhaftung gilt 

nicht für Schadensersatzansprü-

che aus Mängelhaftung, zu denen 

u.a. auch solche wegen Verletzung 

einer Nacherfüllungspflicht gehö-

ren. Für diese Ansprüche - wie für 

alle anderen Schadensersatzan-

sprüche - gelten die gesetzlichen 

Verjährungsfristen sowie die Rege-

lungen in Abschnitt VI. Haftung. 

Im Falle eines Mangels des Kaufge-

genstandes innerhalb des ur-

sprünglichen Gewährleistungszeit-

raums (Verjährungsfrist) kann der 

Käufer nach Maßgabe der gesetzli-

chen Bestimmungen nach seiner 

Wahl die Beseitigung des Mangels 

(Nachbesserung) oder die Liefe-

rung einer mangelfreien Sache (Er-

satzlieferung) verlangen. Wird in 

diesem Fall Nacherfüllung durch 

Nachbesserung geleistet, verlän-

gert sich die ursprüngliche Verjäh-

rungsfrist von Ansprüchen wegen 

eines Mangels für den betroffenen 

Kaufgegenstand einmalig um 12 

Monate, sofern es sich bei dem 

Käufer um einen Verbraucher han-

delt. 

Weitergehende Ansprüche blei-

ben unberührt, soweit der Verkäu-

fer aufgrund Gesetz zwingend haf-

tet oder etwas anderes vereinbart 

wird, insbesondere im Falle der 

Übernahme einer Garantie. 

2. Ansprüche wegen Sachmängeln 

hat der Käufer beim Verkäufer gel-

tend zu machen. Bei mündlichen 

Anzeigen von Ansprüchen ist dem 

Käufer eine schriftliche Bestäti-

gung über den Eingang der An-

zeige auszuhändigen. 

3. Ersetzte Teile werden Eigentum 

des Verkäufers.  

4. Der Käufer erhält Informationen 

zur Verfügbarkeit von Ersatzteilen 

sowie zur Verfügbarkeit von Repa-

ratur- und Wartungsinformatio-

nen für den Kaufgegenstand auf 

Anfrage bei jedem Fachbetrieb. 

VI. Haftung 

1. Hat der Verkäufer aufgrund der ge-

setzlichen Bestimmungen für ei-

nen Schaden aufzukommen, der 

leicht fahrlässig verursacht wurde, 

so haftet der Verkäuferbe-

schränkt: 

Die Haftung besteht nur bei Verlet-

zung vertragswesentlicher Pflich-

ten, etwa solcher, die der Kaufver-

trag dem Verkäufer nach seinem 

Inhalt und Zweck gerade auferle-

gen will oder deren Erfüllung die 

ordnungsgemäße Durchführung 

des Kaufvertrages überhaupt erst 

ermöglicht und auf deren Einhal-

tung der Käufer regelmäßig ver-

traut und vertrauen darf. Diese 

Haftung ist auf den bei Vertragsab-

schluss vorhersehbaren typischen 

Schaden begrenzt. Soweit der 

Schaden durch eine vom Käufer für 

den betreffenden Schadenfall ab-

geschlossene Versicherung (ausge-

nommen Summenversicherung) 

gedeckt ist, haftet der Verkäufer 

nur für etwaige damit verbundene 

Nachteile des Käufers, z. B. höhere 

Versicherungsprämien oder Zins-

nachteile bis zur Schadenregulie-

rung durch die Versicherung. 

2. Unabhängig von einem Verschul-

den des Verkäufers bleibt eine et-

waige Haftung des Verkäufers bei 

arglistigem Verschweigen des 

Mangels, aus der Übernahme ei-

ner Garantie oder eines Beschaf-

fungsrisikos und nach dem Pro-

dukthaftungsgesetz unberührt. 

3. Die Haftung wegen Lieferverzuges 

ist in Abschnitt II abschließend ge-

regelt. 
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4. Ausgeschlossen ist die persönliche 

Haftung der gesetzlichen Vertre-

ter, Erfüllungsgehilfen und Be-

triebsangehörigen des Verkäufers 

für von ihnen durch leichte Fahr-

lässigkeit verursachte Schäden. 

Für von ihnen mit Ausnahme der 

gesetzlichen Vertreter und leiten-

den Angestellten durch grobe 

Fahrlässigkeit verursachte Schä-

den gilt die diesbezüglich für den 

Verkäufer geregelte Haftungsbe-

schränkung entsprechend. 

5. Die Haftungsbeschränkungen die-

ses Abschnitts gelten nicht bei Ver-

letzung von Leben, Körper und Ge-

sundheit.  

 

VII. Haftung des Verkäufers im Falle 

der Unmöglichkeit 

1. Wird die Lieferung der Sache für 

den Verkäufer unmöglich, so ist 

die Haftung des Verkäufers bei 

leichter Fahrlässigkeit auf den im 

Abschnitt II. „Lieferung und Lie-

ferverzug"  Ziffer 4 und Ziffer 6 ge-

regelten Haftungsumfang be-

grenzt.  

2. Wird dem Verkäufer, während er 

in Verzug mit der Lieferung im 

Sinne des Abschnitt „Lieferung und 

Lieferverzug“ ist, die Lieferung 

durch Zufall unmöglich, so haftet 

er ebenfalls mit den in Abschnitt II. 

„Lieferung und Lieferverzug" Ziffer 

4 und 6 vereinbarten Haftungsbe-

grenzungen. Der Verkäufer haftet 

nicht, wenn der Schaden auch bei 

rechtzeitiger Lieferung eingetre-

ten wäre. 

 

VIII. Haftung für sonstige Ansprüche 

1. Für sonstige Ansprüche des Käu-

fers, die nicht in Abschnitt V. 

„Sachmängel und Rechtsmängel" 

und Abschnitt VI. „Haftung“ gere-

gelt sind, gelten die gesetzlichen 

Verjährungsfristen. 

2. Die Haftung wegen Lieferverzuges 

ist in Abschnitt II. „Lieferung und 

Lieferverzug" abschließend gere-

gelt. Die Haftung des Verkäufers in 

den Fällen der Unmöglichkeit ist in 

Abschnitt VII. „Haftung des Ver-

käufers im Falle der Unmöglich-

keit“ geregelt. Für sonstige Scha-

densersatzansprüche gegen den 

Verkäufer gelten die Regelungen 

in Abschnitt VI. „Haftung", Ziffer 1 

und 2 entsprechend. 

 

IX. Gerichtsstand 

1. Für sämtliche gegenwärtigen und 

zukünftigen Ansprüche aus der Ge-

schäftsverbindung mit Kaufleuten 

einschließlich Wechsel- und 

Scheckforderungen ist ausschließ-

licher Gerichtsstand der Sitz des 

Verkäufers. 

2. Der gleiche Gerichtsstand gilt, 

wenn der Käufer keinen allgemei-

nen Gerichtsstand im Inland hat, 

nach Vertragsabschluss seinen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf-

enthaltsort aus dem Inland verlegt 

oder sein Wohnsitz oder gewöhnli-

cher Aufenthaltsort zum Zeitpunkt 

der Klageerhebung nicht bekannt 

ist. Im Übrigen gilt bei Ansprüchen 

des Verkäufers gegenüber dem 

Käufer dessen Wohnsitz als Ge-

richtsstand.

 

 

 

 

Stand: Juni 2026 


